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F ö r d e r a u f r u f  

Projekt „Anschlusswohnen nach dem Frauenhaus“ 

1. Förderziel 

Die Förderung des Projekts „Anschlusswohnen nach dem Frauenhaus“ hat zum Ziel, dass 
Träger von Frauen- und Kinderschutzhäusern (FKH) Wohnraum anmieten und diesen an Frauen 
und Kinder, die den Schutz eines FKH nicht mehr benötigen, untervermieten. Die 
Bewohnerinnen der Anschlusswohnungen sind bei der weiteren Wohnungssuche zu 
unterstützen. Durch das Projekt Anschlusswohnen soll die Aufnahmekapazität in den FKH 
erhöht und den Frauen ein selbständiges Leben ermöglicht werden. 

 

2. Antragstellende Organisation 

Die Antragstellung kann durch Träger von FKH in Baden-Württemberg erfolgen. 

 

3. Förderzeitraum 

Eine Förderung ist im Zeitraum 01.07.2025 bis 31.12.2026 möglich. Projektbeginn und 
Projektende werden innerhalb des o.g. Zeitraums vom FKH bestimmt und im Antrag dargelegt.  

 

4. Art, Form und Höhe des Zuschusses 

Die Weitergabe des Zuschusses des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration 
erfolgt nach §§ 23, 44 Landeshaushaltsordnung (LHO) und den allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften hierzu als Projektförderung im Wege der Festbetragsfinanzierung 
durch einen privatrechtlichen (Weiterleitungs-)Vertrag zwischen der Werkstatt PARITÄT und 
dem Träger des FKH. 

4.1 Förderung Wohnungskosten  

Die Förderung der Anschlusswohnungen besteht aus einer Grundförderung und einer 
Wohnungspauschale. Die Grundförderung jeder angemieteten Wohnung beträgt maximal 
1.000 EUR/Monat für die Dauer des Bewilligungszeitraums.  

Die Wohnungspauschale beträgt einmalig bis zu 1.000 EUR/Wohnung zur Finanzierung 
notwendiger Einrichtungsgegenstände.  

4.2 Förderung Personal- und Sachkosten  

Zur Durchführung des Projekts können maximal 700 EUR/Monat für notwendige 
Personalkosten für die Dauer des Förderzeitraums beantragt werden. Die Förderung der 
Personalkosten erfolgt unabhängig von der Anzahl der angemieteten Außenwohnungen. 

Darüber hinaus können einmalig maximal 4.000 EUR/Wohnung für notwendige 
projektbezogene Sachkosten beantragt werden. 
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5. Förderfähige Kosten  

- Die Grundförderung in Höhe von max. 1.000 EUR/Monat kann eingesetzt werden zur 
Übernahme von Miet- und Nebenkosten einer Wohnung sowie zum Ausgleich einer 
Differenz der Miethöhe der Außenwohnung zu den von den Jobcentern geleisteten 
Kosten der Unterkunft. Zu beachten ist, dass die Miete der Außenwohnung sich an der 
ortsüblichen Miete orientiert. Ausnahmen, z.B. höhere Miete aufgrund von möbliertem 
Wohnraum, können nach Prüfung durch die Werkstatt PARITÄT zugelassen werden. 

- Die Wohnungspauschale von einmalig 1.000 EUR/Wohnung bezieht sich auf notwendige 
Einrichtungskosten. Hiervon können geringwertige Wirtschaftsgüter von bis je 800 EUR 
netto finanziert werden. 

- Personalkosten in Höhe von maximal 700 EUR/Monat (in Anlehnung an 10 % einer 
Vollzeitstelle für eine Sozialpädagogin/einen Sozialpädagogen bis max. SuE 15), die dem 
Träger zusätzlich (z.B. durch Aufstockung des bisherigen Beschäftigungsumfangs) für die 
Umsetzung des Projektes entstehen. In den Tätigkeitsbereich fallen u.a. Akquise 
geeigneter Außenwohnungen, Organisation von Ein- und Auszügen, die Suche mit den 
Frauen nach eigenem Wohnraum.  

- Projektbezogene Sachkosten von einmalig 4.000 EUR/Wohnung können ausgegeben 
werden für z.B. Fahrtkosten, Maklergebühren, Zeitungsannoncen, Öffentlichkeitsarbeit, 
Umzugskosten, Renovierungen und Reparaturen, Honorare und 
Aufwandsentschädigungen bei Umzugshilfe  

Die beantragte Fördersumme ergibt sich aus den voraussichtlich anfallenden Kosten im 
Förderzeitraum. Im Antragsverfahren müssen dafür die förderfähigen Kosten in Höhe der 
Fördersumme dargestellt werden, d.h.:  

- voraussichtliche Miet- und Nebenkosten (bei mehreren Wohnungen aufgeteilt je 
Wohnung), 

- voraussichtliche Personalkosten (Beschäftigungsumfang, Eingruppierung, Erklärung, 
dass die Personalkosten durch Neueinstellung/Aufstockung des bisherigen 
Beschäftigungsumfangs projektbezogen entstehen), 

- voraussichtliche Sachkosten, 

- voraussichtliche Einrichtungskosten. 

 

6. Sonstige Fördervoraussetzungen 

Das Projekt Anschlusswohnen zielt besonders darauf ab, neu angemietete 
Anschlusswohnungen zu fördern.  

Frauen- und Kinderschutzhäuser, welche bereits externe Wohnungen angemietet haben und 
diese Frauen nach dem Frauenhausaufenthalt zur Verfügung stellen, ist eine Aufnahme in die 
Projektförderung möglich, sobald ein Neubezug erfolgt. 

Eine Doppelfinanzierung von Personalkosten ist nicht zulässig. Das bedeutet, dass FKH, die 
bereits im Rahmen von Second-Stage gefördert werden, keine Personalkosten im Projekt 
Anschlusswohnen beantragen können. Außerdem darf der Trägerverein des FKH für die 
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Bewohnerinnen der Anschlusswohnungen keine Tagessätze für die psycho-soziale Betreuung 
nach SGB II oder XII beziehen. 

Eine Teilnahme an Austauschrunden im Rahmen der Projektsteuerung durch die Werkstatt 
PARITÄT sowie an der Evaluation des Projekts ist erwünscht. 

 

7. Nachweis der Verwendung 

Für die Verwendung der Zuwendung sind ein Zwischenverwendungsnachweis und ein 
Schlussverwendungsnachweis vorzulegen.  

Der Zwischenverwendungsnachweis umfasst den Förderzeitraum von Projektbeginn bis zum 
31.12.2025. Er ist bis zum 28.02.2026 bei der Werkstatt PARITÄT einzureichen.  

Der Schlussverwendungsnachweis umfasst den Förderzeitraum von Projektbeginn bis zum 
Projektende, d.h. spätestens dem 31.12.2026. Der Schlussverwendungsnachweis ist innerhalb 
von drei Monaten nach Beendigung des Bewilligungszeitraums bei der Werkstatt PARITÄT 
einzureichen. 

Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht sowie einem zahlenmäßigen 
Nachweis ohne Vorlage von Belegen mit summarischer Darstellung der Einnahmen und 
Ausgaben. 

Etwaige Erstattungsansprüche der Frauen und Kinder von Dritten (Jobcenter etc.) sind 
vorrangig zur Finanzierung der Kosten einzubringen. 

 

8. Antragstellung  

Der Antrag kann ab sofort unter Verwendung des Antragsformulars und der Vorlage für den 
Kosten- und Finanzierungsplans bis spätestens 31.12.2025 bei der Werkstatt PARITÄT 
gemeinnützige GmbH per E-Mail an anschlusswohnen@werkstatt-paritaet-bw.de eingereicht 
werden. Frühestmöglicher Projektbeginn ist vier Wochen nach Einreichen des Antrags jeweils 
zum 1. bzw. 15. eines Monats. 

Die Antragsberatung und -prüfung erfolgt durch die Projektkoordination bei der Werkstatt 
PARITÄT gemeinnützige GmbH. Die Entscheidung über die Befürwortung der eingereichten 
Anträge trifft das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration Baden-Württemberg 
auf Basis der Antragsprüfung der Werkstatt PARITÄT im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel.  

Prüfkriterien sind dabei:  
 Realisierbarkeit des Projektvorhabens, 
 Frauenhäuser in Regionen, in denen der Wohnungsmangel besonders stark ausfällt,  
 regionale Verteilung,  
 neu angemietete Nachsorgewohnungen,  
 Nachhaltigkeit des Projekts. 

 

9. Projektkoordination 

Das Projekt Anschlusswohnen wird von der Werkstatt PARITÄT gemeinnützige GmbH 
koordiniert und begleitet. Im Rahmen der Koordination erfolgt eine Antragsberatung, es 

mailto:wohnraum-projekt@werkstatt-paritaet-bw.de
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werden der Austausch unter den beteiligten Frauenhausträgern gefördert und verschiedene 
projektrelevante Informationen aufbereitet und bereitgestellt.  

 

Kontakt: 

Werkstatt PARITÄT gemeinnützige GmbH 

Hauptstraße 28 

70563 Stuttgart 

anschlusswohnen@werkstatt-paritaet-bw.de 

Christiane Bernhardt: Tel.: 01514 6145 185 

Dr. Katrin Lehmann: Tel.: 0176-55 709 136 

 
„Anschlusswohnen nach dem Frauenhaus“ ist ein Projekt der Werkstatt PARITÄT in 
Kooperation mit dem Paritätischen Baden-Württemberg. Die Projektsteuerung wird finanziert 
durch das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration aus Landesmitteln, die der 
Landtag von Baden-Württemberg beschlossen hat. Die Durchführung des Projekts 
„Anschlusswohnen nach dem Frauenhaus“ erfolgt vorbehaltlich der Zuwendung des 
Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration.  

Gefördert durch:  
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